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Landesforstgesetz NRW - Kapitel 1 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 2 

Betreten des Waldes 
(Zu § 14 Bundeswaldgesetz) 

(1) Das Betreten des Waldes zum Zwecke der Erholung ist auf eigene Gefahr gestattet, 
soweit sich nicht aus den Bestimmungen dieses Gesetzes oder aus anderen 
Rechtsvorschriften Abweichungen ergeben. Das Betreten des Waldes geschieht 
insbesondere im Hinblick auf natur- und waldtypische Gefahren auf eigene Gefahr. Zu den 
natur- und waldtypischen Gefahren zählen vornehmlich solche, die von lebenden und toten 
Bäumen, sonstigem Aufwuchs oder natürlichem Bodenzustand ausgehen oder aus der 
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des Waldes entstehen. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß auch für das Radfahren, ausgenommen die Benutzung 
motorgetriebener Fahrzeuge, und das Fahren mit Krankenfahrstühlen auf Straßen und 
festen Wegen. 

(3) Wer den Wald betritt, hat sich so zu verhalten, dass die Lebensgemeinschaft Wald und 
die Bewirtschaftung des Waldes nicht gestört, der Wald nicht gefährdet, beschädigt oder 
verunreinigt sowie andere schutzwürdige Interessen der Waldbesitzer und die Erholung 
anderer nicht unzumutbar beeinträchtigt werden. Im Wald dürfen Hunde außerhalb von 
Wegen nur angeleint mitgeführt werden; dies gilt nicht für Jagdhunde im Rahmen jagdlicher 
Tätigkeiten sowie für Polizeihunde. 

(4) Organisierte Veranstaltungen im Wald sind der Forstbehörde vor Beginn der 
beabsichtigten Maßnahme rechtzeitig anzuzeigen, sofern sie nicht mit geringer 
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Teilnehmerzahl zum Zwecke der Umweltbildung durchgeführt werden. Die Forstbehörde 
kann die Veranstaltung von bestimmten Auflagen abhängig machen oder verbieten, wenn zu 
erwarten ist, dass durch die Veranstaltung eine Gefahr für den Wald, seine Funktionen oder 
die dem Wald und seinen Funktionen dienenden Einrichtungen besteht. 

§ 3 
Betretungsverbote 

(Zu § 14 Bundeswaldgesetz) 
(1) Verboten ist das 

a) Betreten von Forstkulturen, Forstdickungen, Saatkämpen und Pflanzgärten, 

b) Betreten ordnungsgemäß als gesperrt gekennzeichneter Waldflächen, 

c) Betreten von Waldflächen, während auf ihnen Holz eingeschlagen oder 
aufbereitet wird, 

d) Betreten von forstwirtschaftlichen, jagdlichen, imkerlichen und 
teichwirtschaftlichen Einrichtungen im Wald und 

e) Fahren im Wald mit Ausnahme des Radfahrens und des Fahrens mit 
Krankenfahrstühlen auf Straßen und festen Wegen sowie das Zelten und das 
Abstellen von Wohnwagen und Kraftfahrzeugen im Wald, 

soweit hierfür nicht eine besondere Befugnis vorliegt. Verboten ist ferner das Reiten im 
Wald, soweit es nicht nach den Bestimmungen des Landesnaturschutzgesetzes vom 21. Juli 
2000 (GV. NRW. S. 568), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. 
NRW. S. 934) neu gefasst worden ist, gestattet ist oder hierfür nicht eine besondere Befugnis 
vorliegt, der Verbote nach anderen Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. 

(2) Zum Schutz von Forstkulturen, Saatkämpen und Pflanzgärten sind Eingatterungen 
zulässig; bei Flächen von mehr als 10 ha Größe bedarf es der vorherigen Genehmigung durch 
die Forstbehörde. Für die Genehmigung, die Kennzeichnung der eingegatterten Flächen und 
die Beseitigung ungenehmigter Eingatterungen gelten die Vorschriften über das Sperren von 
Waldflächen (§ 4 Abs. 2 bis 5). 

(3) Eingatterungen aus waldfremden Materialien sind mit dem Wegfall des Schutzzweckes 
von dem Waldbesitzer unverzüglich zu entfernen. Wird dieser Verpflichtung nicht 
nachgekommen, gilt § 4 Absatz 5 entsprechend. 

§ 4 
Sperren von Waldflächen 

(Zu § 14 Bundeswaldgesetz) 
(1) Der Waldbesitzer kann den Zutritt zu bestimmten Waldflächen tatsächlich ausschließen, 
untersagen oder zeitlich beschränken (Sperren von Waldflächen). Er bedarf hierzu der 
vorherigen Genehmigung durch die Forstbehörde. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Waldfläche nur für eine bestimmte Frist 
gesperrt werden soll und die Sperrung aus wichtigen Gründen des Forstschutzes, der 
Waldbewirtschaftung, der Wildhege oder der Jagdausübung erforderlich ist. Die 
Genehmigung kann widerrufen oder eingeschränkt werden, soweit ihre Voraussetzungen 
entfallen sind. 
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(3) Ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 vorliegen, kann die Genehmigung 
widerruflich erteilt werden, wenn hierfür ein wichtiger Grund vorliegt und das Sperren unter 
Berücksichtigung der Interessen der Allgemeinheit vertretbar ist. 

(4) Gesperrte Waldflächen sind durch Schilder kenntlich zu machen, deren Muster vom 
Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(Ministerium) im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
bekanntgegeben wird. 

(5) Ist eine Waldfläche ohne Genehmigung gesperrt, so kann die Forstbehörde die 
Beseitigung der Sperrung anordnen. 

 

§ 5 
Zeitweilige Beschränkung des Betretungsrechtes 

(Zu § 14 Bundeswaldgesetz) 
(1) Aus Gründen der Waldbrandverhütung kann die Forstbehörde nach Anhörung der 
beteiligten Kreise und kreisfreien Städte durch ordnungsbehördliche Verordnung für 
bestimmte Waldgebiete zeitweilig 

a) das Betreten, das Radfahren, das Fahren mit Krankenfahrstühlen und das 
Reiten ausschließen oder 

b) das Betreten auf die Wege beschränken und 

c) die besonderen Befugnisse der Waldbesitzer nach § 3 in dem notwendigen 
Umfang einschränken. 

(2) Zum Schutz der wildlebenden Tiere und aus Gründen der Jagdausübung kann das 
Betreten zeitweilig für die Zeit zwischen 17 und 8 Uhr auf die Wege beschränkt werden, 
wenn das Waldgebiet 

1. durch den Erholungsverkehr stark in Anspruch genommen wird und 

2. durch Wege und andere Einrichtungen für den Erholungsverkehr 
hinreichend aufgeschlossen ist. 

Absatz 1 findet entsprechende Anwendung. 

 

§ 6 
Schadenbeseitigung 

(1) Entstehen durch den Erholungsverkehr im Wald sowie an Forst- und Jagdeinrichtungen 
Schäden mit Ausnahme von Brandschäden, so sollen diese auf Antrag des Waldbesitzers 
durch die Forstbehörde beseitigt werden; werden erhebliche Schäden nachgewiesen, deren 
Beseitigung nach Art des Schadens nicht möglich ist, so soll in diesen Einzelfällen ein 
angemessener Ausgleich in Geld gewährt werden. 

(2) Die Bestimmungen dieses Paragraphen gelten nicht für Wald im Sinne der §§ 31, 32 und 
37 sowie für Wald im Eigentum des Bundes. 

 
 



§ 6a 
Abfallverwertung und Abfallbeseitigung 

(1) Abfälle zur Beseitigung dürfen im Wald weder fortgeworfen noch außerhalb dafür 
vorgesehener Anlagen oder Einrichtungen behandelt, gelagert oder abgelagert werden. 

(2) Die Verwertung von Abfällen im Wald ist der Forstbehörde vor Beginn der beabsichtigten 
Maßnahme rechtzeitig anzuzeigen. Die Forstbehörde kann die Verwertung verbieten oder 
von bestimmten Auflagen abhängig machen, wenn zu erwarten ist, dass durch die 
Verwertung eine Gefahr für den Wald und die seinen Funktionen dienenden Einrichtungen 
besteht. 

(3) Abfälle im Wald werden auf Kosten des Landes durch die Forstbehörde oder auf deren 
Veranlassung eingesammelt und den einsammlungspflichtigen Entsorgungsträgern 
übergeben; dies gilt nicht für Wald im Sinne der §§ 32 und 37 sowie für Wald im Eigentum 
des Bundes. Auf Verlangen des einsammlungspflichtigen Entsorgungsträgers sind die Abfälle 
getrennt zu übergeben. Steht dem Waldbesitzer wegen der Verunreinigung durch Abfälle ein 
Anspruch auf Schadensersatz gegen einen Dritten zu, so geht der Anspruch auf das Land 
über, soweit der Forstbehörde Kosten für Maßnahmen der Abfallentsorgung entstanden 
sind. 

(4) Die Bestimmungen dieses Paragraphen gelten nicht für pflanzliche Abfälle, die bei der 
Bewirtschaftung des Waldes üblicherweise entstehen. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Landesnaturschutzgesetz NRW - Kapitel 6  
Erholung in Natur und Landschaft 
 

Kapitel 6 
Erholung in Natur und Landschaft 

 

§ 57 
Betretungsbefugnis 

(zu § 59 des Bundesnaturschutzgesetzes) 
(1) In der freien Landschaft ist das Betreten der privaten Wege und Pfade, der 
Wirtschaftswege sowie der Feldraine, Böschungen, Öd- und Brachflächen und anderer 
landwirtschaftlich nicht genutzter Flächen zum Zwecke der Erholung auf eigene Gefahr 
gestattet, soweit sich nicht aus den Bestimmungen dieses Kapitels oder aus anderen 
Rechtsvorschriften Abweichungen ergeben. Für das Betreten des Waldes gelten die 
Vorschriften des Forstrechts. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für das Radfahren und das Fahren mit Krankenfahrstühlen in der 
freien Landschaft. Das Radfahren ist jedoch nur auf privaten Straßen und Wegen gestattet. 

  

 
§ 58 

Reiten in der freien Landschaft und im Wald 
(zu § 59 Absatz 2 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

(1) Das Reiten in der freien Landschaft ist über den Gemeingebrauch an öffentlichen 
Verkehrsflächen hinaus zum Zweck der Erholung auf privaten Straßen und Wegen auf eigene 
Gefahr gestattet. Dies gilt sinngemäß für das Kutschfahren auf privaten Wegen und Straßen, 
die nach der Straßenverkehrsordnung nur für den landwirtschaftlichen Verkehr freigegeben 
sind.  

(2) Das Reiten im Wald ist über den Gemeingebrauch an öffentlichen Verkehrsflächen hinaus 
zum Zweck der Erholung auf privaten Straßen und Fahrwegen sowie auf den nach den 
Vorschriften der Straßenverkehrsordnung gekennzeichneten Reitwegen auf eigene Gefahr 
gestattet. Fahrwege sind befestigte oder naturfeste Waldwirtschaftswege. 

(3) In Gebieten mit regelmäßig geringem Reitaufkommen können die Kreise und kreisfreien 
Städte durch Allgemeinverfügung im Einvernehmen mit der Forstbehörde und nach 
Anhörung der betroffenen Gemeinden und Waldbesitzer- und Reiterverbände das Reiten im 
Wald über die Befugnis nach Absatz 2 hinaus auf allen privaten Wegen im Wald zum Zweck 
der Erholung zulassen. Die Zulassung ist im amtlichen Verkündungsorgan des Kreises oder 
der kreisfreien Stadt bekannt zu geben.  

(4) In Waldflächen, die in besonderem Maße für Erholungszwecke genutzt werden, können 
die Kreise und kreisfreien Städte durch Allgemeinverfügung im Einvernehmen mit der 
Forstbehörde und nach Anhörung der betroffenen Gemeinden und Waldbesitzer- und 
Reiterverbände das Reiten im Wald auf die nach den Vorschriften der 
Straßenverkehrsordnung gekennzeichneten Reitwege beschränken. Die Beschränkung ist im 
amtlichen Verkündungsorgan des Kreises oder der kreisfreien Stadt bekannt zu geben. 



(5) Für einzelne, örtlich abgrenzbare Bereiche in der freien Landschaft und im Wald, in denen 
das Reiten nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 gestattet ist, aber die Gefahr erheblicher 
Beeinträchtigungen anderer Erholungssuchender oder erheblicher Schäden besteht, können 
die Kreise und kreisfreien Städte für bestimmte Wege Reitverbote festlegen. Diese Wege 
sind nach den Vorschriften der Straßenverkehrsordnung zu kennzeichnen.  

(6) Die Vorschriften des Straßenrechts und des Straßenverkehrsrechts bleiben unberührt. 

(7) Die Eigennutzung durch Grundstückseigentümer und sonstige Berechtigte bleibt 
unberührt, soweit hierdurch das Betretungsrecht nicht unzumutbar beeinträchtigt wird.  

(8) Die Naturschutzbehörden sollen im Zusammenwirken mit den Forstbehörden, den 
Gemeinden, den Waldbesitzern und den Reiterverbänden für ein ausreichendes und 
geeignetes Reitwegenetz sorgen. Grundstückseigentümer und sonstige Berechtigte haben 
die Kennzeichnung von Reitwegen und Reitverboten zu dulden.  

(9) Das Führen von Pferden in der freien Landschaft und im Wald richtet sich nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes über das Reiten. Das Führen von Pferden im Wald ist darüber 
hinaus auf allen Wegen gestattet. Dies gilt auch für die Wege in Waldflächen nach Absatz 4. 

  

§ 59 
Grenzen der Betretungs- und Reitbefugnisse, Schäden aus Erholungsverkehr 

(1) Die Betretungs- und Reitbefugnisse gelten nicht für Gärten, Hofräume und sonstige zum 
privaten Wohnbereich gehörende oder einem gewerblichen oder öffentlichen Betrieb 
dienende Flächen.  

(2) Die Betretungs- und Reitbefugnisse dürfen nur so ausgeübt werden, dass die Belange der 
anderen Erholungssuchenden und die Rechte der Eigentümer oder Besitzer nicht 
unzumutbar beeinträchtigt werden. Radfahrer und Reiter haben auf Fußgänger besondere 
Rücksicht zu nehmen.  

(3) In Naturschutzgebieten, Landschaftsschutzgebieten, Nationalparken, Nationalen 
Naturmonumenten, geschützten Biotopen oder innerhalb von geschützten 
Landschaftsbestandteilen ist das Radfahren und Reiten außerhalb von Straßen und Wegen 
verboten. Die untere Naturschutzbehörde kann allgemein oder im Einzelfall Ausnahmen 
zulassen, soweit hierdurch der Zweck der Schutzausweisung nicht beeinträchtigt wird oder 
Verbote nach anderen Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. 

(4) Weist ein Grundstückseigentümer oder sonstiger Berechtigter nach, dass ihm durch den 
Erholungsverkehr im Rahmen des § 59 des Bundesnaturschutzgesetzes und der §§ 57 und 58 
ein nicht nur unerheblicher Schaden entstanden ist, so ist ihm dieser auf Antrag durch die 
untere Naturschutzbehörde zu ersetzen. Steht dem Grundstückseigentümer oder sonstigen 
Berechtigten ein Anspruch auf Schadensersatz gegen einen Dritten zu, so geht der Anspruch 
auf den Kreis oder die kreisfreie Stadt über, soweit der Kreis oder die kreisfreie Stadt den 
Schaden beseitigt. 

(5) Die Vorschriften des Forstrechts bleiben unberührt. 

  



§ 60 
Zulässigkeit von Sperren 

(zu § 59 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes) 
(1) Die Ausübung der Befugnisse nach § 59 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes und §§ 
57 und 58 kann durch den Grundstückseigentümer oder sonstigen Berechtigten untersagt 
oder tatsächlich ausgeschlossen werden. Der Grundstückseigentümer oder sonstige 
Berechtigte bedarf hierzu der vorherigen Genehmigung durch die untere 
Naturschutzbehörde. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn andernfalls die zulässige Nutzung der Flächen 
unzumutbar behindert oder eingeschränkt würde oder erhebliche Schäden entstehen 
würden. Im Übrigen darf die Genehmigung nur erteilt werden, wenn hierfür ein wichtiger 
Grund vorliegt und die Sperrung unter Berücksichtigung des Interesses der Allgemeinheit 
vertretbar ist. Die Genehmigung ist in der Regel widerruflich oder befristet zu erteilen. 

(3) Gesperrte Flächen sind durch Schilder kenntlich zu machen. Das für Naturschutz 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Muster im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekannt zu machen.  

(4) Die Vorschriften des Forstrechts bleiben unberührt.  

  

§ 61 
Betretungsbefugnisse in geschlossenen Ortschaften 

Die Gemeinden können durch Satzung das Betreten von privaten Wegen sowie Grünflächen 
und anderen nicht bebauten Grundstücken in den im Zusammenhang bebauten Ortsteilen 
regeln.  

  
§ 62 

Kennzeichnung von Reitpferden, Reitabgabe 
(1) Wer in der freien Landschaft oder im Wald reitet, muss ein gut sichtbares, am Pferd 
beidseitig angebrachtes gültiges Kennzeichen führen. 

(2) Kennzeichen nach Absatz 1 dürfen nur gegen Entrichtung einer Abgabe ausgegeben 
werden. Die Abgabe ist für die Anlage und Unterhaltung von Reitwegen sowie für 
Ersatzleistungen nach § 59 Absatz 4 zweckgebunden; sie fließt den höheren 
Naturschutzbehörden zu.  

(3) Das für Naturschutz zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
Einzelheiten über die Kennzeichnung nach Absatz 1 zu regeln sowie die Höhe der Abgabe 
nach Absatz 2 festzusetzen. Die Höhe der Abgabe ist nach dem voraussichtlichen Aufwand 
für die Anlage und Unterhaltung der Reitwege sowie nach den voraussichtlichen 
Ersatzleistungen zu bemessen. Für Reiterhöfe können abweichende Regelungen getroffen 
werden. 

  
§ 63 

Freigabe der Ufer 
(1) Sind Gemeinden, Gemeindeverbände oder andere Gebietskörperschaften Eigentümer 
oder Besitzer von Ufergrundstücken, so sind sie verpflichtet, diese für das Betreten im 



Umfang des § 59 Absatz 1 und 2 zum Zwecke der Erholung in angemessenem Umfang 
herzurichten und freizugeben. Dies gilt nicht, soweit die Freigabe mit der öffentlichen 
Zweckbestimmung der Fläche unvereinbar ist. 

(2) Im Übrigen kann die untere Naturschutzbehörde im Benehmen mit der zuständigen 
Wasserbehörde die Freigabe von Uferstreifen in angemessenem Umfang über die §§ 57 bis 
60 hinaus anordnen und die Beseitigung tatsächlicher Hindernisse für das freie Betreten und 
Begehen verlangen.  

(3) Absatz 2 gilt auch für die Freigabe von Durchgängen zu Gewässern, die in anderer 
zumutbarer Weise nicht erreicht werden können. 

  

§ 64 
Freihaltung von Gewässern und Uferzonen, Naturerfahrungsräume 

(Zu §§ 61 und 62 des Bundesnaturschutzgesetzes) 
(1) Zuständige Behörde für die Zulassung einer Ausnahme nach § 61 Absatz 3 des 
Bundesnaturschutzgesetzes ist die höhere Naturschutzbehörde. 

(2) Ergänzend zu § 62 des Bundesnaturschutzgesetzes können die Gemeinden im 
Zusammenwirken mit den Grundeigentümern, den Naturschutzbehörden und anderen 
Behörden, deren Aufgabenbereiche berührt sind, und im Einzelfall mit natürlichen oder 
juristischen Personen als Betreibern Naturerfahrungsräume im besiedelten und 
siedlungsnahen Bereich auf vertraglicher Grundlage bereitstellen. Naturerfahrungsräume 
befinden sich auf Flächen, die auf Grund ihrer Beschaffenheit dazu geeignet sind, Natur, 
Naturzusammenhänge und den unmittelbaren Einfluss des Menschen auf die Natur zu 
erfahren und die dazu bestimmt sind, insbesondere Kindern und Jugendlichen ein 
selbstbestimmtes Naturerleben in Form des Spiels, der körperlichen Bewegung und der Ruhe 
zu ermöglichen. Ausgeschlossen sind alle Betätigungen, die den Zustand der Fläche 
nachhaltig beeinträchtigen können, insbesondere die Nutzung von motorbetriebenen 
Fahrzeugen.  

  

§ 65 
Markierung von Wanderwegen 

(1) Eigentümer und Nutzungsberechtigte haben die Kennzeichnung von Wanderwegen durch 
hierzu befugte Organisationen zu dulden. 

(2) Die Befugnis zur Kennzeichnung von Wanderwegen wird von der höheren 
Naturschutzbehörde erteilt. 

(3) Die Einzelheiten regelt das für Naturschutz zuständige Ministerium nach Anhörung des 
zuständigen Ausschusses des Landtags durch Rechtsverordnung. Sie kann hierbei die zu 
verwendenden Markierungszeichen festlegen. 

 

 

 



Durchführungsverordnung zum Landesnaturschutzgesetz - Abschnitt VI 
Markierung von Wanderwegen 
 

§ 18 
Umfang der Duldungspflicht 

(1) Die Duldungspflicht nach § 65 Absatz 1 des Landesnaturschutzgesetzes beschränkt sich 
auf 

1. die in der Anlage 4 zu dieser Verordnung festgelegten Markierungszeichen, 
sofern diese aufgeklebt oder in Farbe angebracht werden, 

2. Orientierungsschilder bis zur Größe von 30 x 40 cm und 

3. Markierungszeichen zur Kennzeichnung von Wanderwegen in Kurbereichen 
und zur Kennzeichnung von Skiwanderwegen, sofern diese aufgeklebt oder in 
Farbe angebracht werden. 

Orientierungsschilder dürfen an Bäumen nur mit Aluminiumnägeln befestigt werden. 

(2) Die Kennzeichnung von Wanderwegen im Rahmen des Absatzes 1 darf nicht zur 
Beschädigung oder Verunstaltung von baulichen Anlagen oder zur Beschädigung von 
Bäumen oder sonstigen Gegenständen führen. Die Anbringung eines Markierungszeichens 
oder Orientierungsschilds steht der wirtschaftlichen Nutzung oder der sonstigen 
bestimmungsgemäßen Verwendung der betroffenen Sache nicht entgegen. 

 
§ 19 

Befugnis zur Kennzeichnung 
(1) Die Befugnis zur Kennzeichnung von Wanderwegen nach § 65 Absatz 2 des 
Landesnaturschutzgesetzes ist für bestimmte Gebiete zu erteilen. Für jedes Gebiet darf nur 
eine Organisation zur Kennzeichnung ermächtigt werden. Diese soll sich in allen wichtigen 
Angelegenheiten mit den anderen überörtlichen Wandervereinigungen ihres Gebiets in 
Verbindung setzen. Abweichend hiervon kann für die Kennzeichnung von Rund- und 
Ortswanderwegen die Befugnis auch anderen Organisationen oder den Gemeinden erteilt 
werden; diese sollen sich über die Wegeführung mit der für das Gebiet zuständigen 
Organisation abstimmen. 

(2) Mit der Erteilung der Befugnis ist die betreffende Organisation zu verpflichten, sich vor 
der Festlegung neuer Wanderwege oder der wesentlichen Veränderung im Verlauf 
bestehender Wanderwege mit den betroffenen Grundstückseigentümerinnen und -
eigentümern sowie Grundstücksbesitzerinnen und -besitzern und deren Verbänden, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden, unteren Naturschutzbehörden, Trägern der 
Naturparke und, wenn es sich um Wald handelt, zusätzlich mit dem Landesbetrieb Wald und 
Holz ins Benehmen zu setzen. Sind mehr als 50 Grundstückseigentümer oder -
eigentümerinnen bzw. Grundstücksbesitzer oder -besitzerinnen betroffen, kann die 
Benehmensherstellung durch eine öffentliche Unterrichtung ersetzt werden. Den 
betroffenen Grundstückseigentümern und -eigentümerinnen und Grundstücksbesitzern und 
-besitzerinnen ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben. 

 



§ 20 
Markierungszeichen 

(1) Zur Kennzeichnung von Wanderwegen dürfen nur die aus der Anlage 4 zu dieser 
Verordnung ersichtlichen Markierungszeichen verwendet werden. Die höheren 
Naturschutzbehörden können für bestimmte Wanderwege andere Markierungszeichen 
zulassen. Die Zulassung und das andere Markierungszeichen sind im Amtsblatt der 
Bezirksregierung bekanntzumachen. Orientierungsschilder im Sinne von § 18 Abs. 1 Nr. 2 
dürfen nur an Kreuzungspunkten von Wanderwegen oder an anderen bedeutenden Stellen 
angebracht werden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Kennzeichnung von Wanderwegen in Kurbereichen und für 
Skiwanderwege. 

 

§ 21 
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 77 Absatz 1 Nummer 12 des Landesnaturschutzgesetzes 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig rechtmäßig angebrachte Markierungszeichen oder 
Orientierungsschilder entfernt oder beschädigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stand Juni 2020 


